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7 Revision von Nonprofit-
Organisationen (NPO) 
Reto Eberle, Derya Egeli 
7.1 Grundsätzliches 
Sinn und Zweck der Revision bzw. die 
Aufgabe der Revisionsstelle ist es, zu prüfen 
und zu beurteilen, ob die Jahresrechnung 
wesentliche Fehlaussagen enthält und ob sie 
den anzuwendenden Rechnungslegungs-
normen entspricht. Im Revisionsbericht 
berichtet die Revisionsstelle über das Er-
gebnis ihrer Tätigkeit. Die Revision bzw. 
die Abschlussprüfung ist für die Adressaten 
des Jahresabschlusses wichtig, da durch sie 
die Verlässlichkeit und die Ordnungsmäs-
sigkeit der im Jahresabschluss enthaltenen 
Informationen bestätigt werden und 
dadurch deren Glaubwürdigkeit erhöht 
wird. 
 
Nach dem geltenden Revisionsrecht (Art. 
727 ff. OR) bestimmt die wirtschaftliche 
Bedeutung bzw. die Grösse der Organisati-
on die Revisionsart. Das Gesetz sieht dabei 
grundsätzlich zwei Arten der Revision vor: 
die ordentliche und die eingeschränkte 
Revision.  
7.2 Revisionsarten und gesetzliche Best-
immungen  
7.2.1 Revisionspflicht 
Unabhängig der Rechtsform müssen jene 
Unternehmen bzw. Organisationen eine 
ordentliche Revision durchführen, die 
mindestens zwei der folgenden Grössenkri-
terien in zwei aufeinanderfolgenden Ge-
schäftsjahren überschreiten (Art. 727 Abs. 1 
Ziff. 2 OR):53 
 Umsatzerlös von CHF 20 Mio. 
 Bilanzsumme von CHF 40 Mio. 
 250 Vollzeitstellen im Jahresdurch-
schnitt 
 
Sind die Voraussetzungen für eine ordentli-
che Revision aufgrund dieser Schwellenwer-
te nicht gegeben, gelten weiterhin die spezi-
fischen Revisionsbestimmungen der betref-
fenden Rechtsform. Bei NPO, wie Stiftun-
gen und Vereine, sind beispielsweise weitere 
spezifische gesetzliche Besonderheiten zu 
beachten. 
Revisionspflicht bei Stiftungen 
Die gesetzliche Pflicht zur Prüfung des 
Jahresabschlusses bei Stiftungen ergibt sich 
aus den Vorschriften des Obligationen-
rechts über die Revisionsstelle bei Aktienge-
sellschaften (Art. 83b Abs. 3 ZGB).54 Ge-
mäss Art. 83b Abs. 1 ZGB ist das oberste 
Stiftungsorgan verpflichtet, eine Revisions-
stelle zu bezeichnen. Die Revisionsstelle ist 
im Handelsregister einzutragen (Art. 95 
Abs. 1 lit. m HRegV). Für Stiftungen, wel-
che die Bedingungen zur ordentlichen Re-
vision gemäss Art. 727 OR nicht erfüllen, 
ist die eingeschränkte Revision vorgeschrie-
                                                     
53 Eine ordentliche Revision ist auch für Publi-
kumsgesellschaften durchzuführen. Als Publi-
kumsgesellschaften gelten gemäss Art. 727 OR 
solche Gesellschaften, die (a) Beteiligungspapie-
re an einer Börse kotiert haben, (b) Anlei-
hensobligationen ausstehend haben und (c) die 
mindestens 20% der Aktiven oder des Umsatzes 
zur Konzernrechnung einer Gesellschaft nach 
Buchstabe a oder b beitragen.  
54 Für Stiftungen und Vereine können die ak-
tienrechtlichen Vorschriften bzw. Gesetze sinn-
gemäss mit den entsprechenden Begriffen aus 











zen, ja und unbedingt! Aber trotzdem 
oder erst recht: Spenden sammelnde 
Organisationen sollten vermehrt auch 
für eine eigene interne Innovationskraft 
sorgen. Das verlangt zwar ein gutes 
Know-how und genügend Freiraum für 
Risiken, was mit Aufwand verbunden 
ist. Aber es bringt dafür grössere Unab-
hängigkeit von aussen und mehr 
Selbstbewusstsein im Auftritt gegen-
über externen Leistungserbringern. 
 Die Vermittlungstätigkeit sollte akzep-
tiert werden – mit dem Preis erhöhter 
Transparenz. 
 Berater sollten fachlich ihren Kunden 
mindestens einen bis zwei Schritte vo-
raus sein, für sie ausreichend Zeit ha-
ben und verfügbar sein sowie inhaltlich 
und finanziell vollständig unabhängig 
sein, damit sie unvoreingenommene 
Ratschläge erteilen können. Das be-
dingt eine kontinuierliche Weiterbil-
dung und eine ausreichende wirtschaft-
liche Unabhängigkeit, um auch einmal 
Nein sagen zu können. Und das hat 
seinen Preis. 
 Berater sollten für reine Beratungsleis-
tungen aus Gründen der Unabhängig-
keit und Glaubwürdigkeit auf eine aus-
schliesslich provisionsbezogene Hono-
rierung verzichten und die Organisati-
onen sollten solche Anliegen nicht an 
den Berater herantragen. Auch eignet 
sich längst nicht jede Art Beratung zu 
einer Provision. Denn nicht immer 
sind quantitativ messbare Fragestellun-
gen anzugehen. Als Ergänzung zu ei-
nem fixen Honorar oder einem Hono-
rar nach Aufwand sollten Provisionen 
jedoch vereinbart werden können, wo-
bei anstelle von prozentualen Provisio-
nen auch bei Beratern ergänzende 
sprungfixe Honorare gut umsetzbar 
sind. Diese haben zudem den Vorteil, 
dass sie sich auch an anderen Kennzah-
len orientieren können als nur am Er-
trag. Aber jegliche Art von Ergän-
zungsprovisionen oder sprungfixer Ho-
norare darf niemals so hoch sein, dass 
sie Einfluss haben könnte auf den Rat-
schlag des Beraters. Sie dienen einzig 
dem Ansporn, eine qualitativ gute und 
für den Kunden erfolgreiche Leistung 
zu erbringen, mehr nicht. 
 Sind Berater auch als Dienstleister 
tätig, sollte sich deren Entschädigung 
von den Beraterhonoraren klar unter-
scheiden. Die Honorierung solcher 
Leistungen eines Beraters könnte dann 
analog zu den Preismodellen der 
Dienstleister erfolgen. 
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7.2.3 Anforderungen an die Revisionsstelle 
Stiftungen und Vereine müssen ihre Buch-
führung je nach Art der Revision durch 
einen zugelassenen Revisor oder zugelasse-
nen Revisionsexperten prüfen lassen, die 
den gesetzlichen Anforderungen des Revisi-
onsaufsichtsgesetzes (RAG) genügen. Un-
abhängig von der Zulassungsart muss dabei 
die vom obersten Organ der Organisation 
bezeichnete Revisionsstelle den Grundsatz 
der Unabhängigkeit erfüllen, welcher die 
zentrale Voraussetzung für ein objektives 
und unbeeinflusstes Prüfungsurteil der 
Revisionsstelle ist. Die Unabhängigkeit darf 
weder tatsächlich noch dem Anschein nach 
beeinträchtigt sein (Art. 728 und 729 OR 
und Art. 11 RAG). In Art. 728 OR sind 
einige Tatbestände aufgeführt, die nicht 
mit der Unabhängigkeit der Revisionsstelle 
vereinbar sind. Mit den entsprechenden 
Begriffen aus dem Stiftungs- und Vereins-
wesen können analoge Bestimmungen für 
die Revisionsstelle einer Stiftung und eines 
Vereins formuliert werden. Beispielsweise 
darf der Revisor einer Unternehmung ge-
mäss Art. 728 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 OR 
keine Mitgliedschaft im Verwaltungsrat 
oder eine andere Entscheidungsfunktion in 
der Gesellschaft haben und weder eine 
direkte noch eine bedeutende indirekte 
Beteiligung am Aktienkapital oder eine 
wesentliche Forderung oder Schuld gegen-
über der Gesellschaft aufweisen. Für den 
Revisor einer Stiftung würde dies bedeuten, 
dass er nicht gleichzeitig im obersten Stif-
tungsorgan und weder direkt noch indirekt 
Destinatär der Stiftung sein darf.55 Bezüg-
lich der Unabhängigkeit ist es insbesondere 
wichtig, dass die Revisionsstelle keine Un-
terlagen prüft, an deren Erstellung sie selbst 
mitgewirkt hat.  
                                                     
55 Vgl. Cavegn, 2008, S. 105. 
7.2.4 Revisionsarten 
Ordentliche Revision 
Bei einer ordentlichen Revision prüft die 
Revisionsstelle gemäss Art. 728a OR, (a) ob 
die Jahresrechnung (und ggf. die Konzern-
rechnung) den gesetzlichen Vorschriften, 
den Statuten und dem gewählten Regel-
werk entsprechen, (b) ob der Antrag des 
Verwaltungsrats an die Generalversamm-
lung über die Verwendung des Bilanzge-
winnes den gesetzlichen Vorschriften und 
den Statuten entspricht und (c) ob ein in-
ternes Kontrollsystem (IKS) existiert. Die 
ordentliche Revision muss mindestens nach 
den schweizerischen Prüfungsstandards 
(PS) der Treuhand-Kammer durchgeführt 
werden. Die Prüfungsstandards enthalten 
keine stiftungs- oder vereinsspezifischen 
Vorschriften.  
 
Die ordentliche Revision hat durch einen 
zugelassenen Revisionsexperten zu erfolgen. 
Für den leitenden Revisor (nicht aber für 
die Revisionsgesellschaft!) besteht eine Ro-
tationspflicht: Dieser darf das Mandat nicht 
länger als sieben Jahre durchführen. Das 
gleiche Mandat darf er erst nach einem 
Unterbruch von drei Jahren wieder auf-
nehmen (Art. 730a OR).  
 
Zur Erlangung der Prüfungsnachweise 
führt die Revisionsstelle geeignete verfah-
rensorientierte und ergebnisorientierte Prü-
fungshandlungen durch. Mittels verfah-
rensorientierten Prüfungshandlungen, auch 
Funktionsprüfungen genannt, werden in 
erster Linie die Ablauforganisation sowie 
das Design der internen Kontrollen der 
Organisation geprüft. Die ergebnisorien-
tierten bzw. aussagebezogenen Prüfungs-
handlungen hingegen umfassen Einzelfall-










ben (Art. 727a OR). Ausgenommen von 
der Revisionspflicht sind Familien- und 
kirchliche Stiftungen (Art. 87 Abs. 1 ZGB). 
Andere Formen von Stiftungen können auf 
Verlangen der Aufsichtsbehörde von der 
Pflicht zu einer Revision befreit werden, 
wenn sie die vom Bundesrat bestimmten 
Voraussetzungen erfüllen (Art. 83b Abs. 2 
ZGB) (vgl. hierzu Abschnitt 7.2.5).  
Revisionspflicht bei Vereinen 
Analog zu Stiftungen sind bei Vereinen die 
Vorschriften des Obligationenrechts über 
die Revisionsstelle bei Aktiengesellschaften 
entsprechend anwendbar (Art. 69b Abs. 3 
ZGB). Im Gegensatz zu Stiftungen haben 
Vereine jedoch zur Beurteilung der Prü-
fungspflicht spezifische, tiefere Grössenkri-
terien heranzuziehen. Gemäss Art. 69b Abs. 
1 ZGB müssen jene Vereine eine ordentli-
che Revision durchführen, die in zwei auf-
einanderfolgenden Geschäftsjahren die 
Schwellenwerte von CHF 10 Mio. Bilanz-
summe, CHF 20 Mio. Umsatzerlös und 50 
Vollzeitstellen überschreiten (Art. 69b Abs. 
1 ZGB). Für alle anderen Vereine besteht 
von Gesetzes wegen keine Revisionspflicht 
bzw. kleine und mittelgrosse Vereine müs-
sen im Unterschied zu Stiftungen bei 
Nichterreichen der Schwellenwerte nicht 
zwangsläufig eine eingeschränkte Revision 
durchführen. Die eingeschränkte Revision 
durch einen zugelassenen Revisor ist nur 
notwendig, wenn ein Vereinsmitglied, das 
einer persönlichen Haftung oder einer 
Nachschusspflicht unterliegt, dies explizit 
verlangt (Art. 69b Abs. 2 ZGB). Dies im-
pliziert, dass Vereine weitgehend frei in der 
Entscheidung sind, ob sie eine Revision 
und welche Art der Revision sie durchfüh-
ren lassen wollen. Revisionspflichtige Ver-
eine sind im Handelsregister einzutragen 
(Art. 61 Abs. 2 Ziff. 2 ZGB). 
7.2.2 Buchführungspflicht  
Zu beachten ist, dass die Befreiung von der 
Revisionspflicht sowohl die Stiftung als 
auch den Verein nicht von der Buchfüh-
rungspflicht entbindet. Die Vorschriften 
des Obligationenrechts über die kaufmän-
nische Buchführung und Rechnungslegung 
sind sinngemäss anzuwenden (Art. 69a und 
83a ZGB). Bezüglich der Buchführungs-
pflicht haben NPO die Bestimmungen des 
neuen Rechnungslegungsrechts zu beach-
ten, welche im Dezember 2011 von den 
eidgenössischen Räten verabschiedet wurde 
und seit Anfang 2013 in Kraft ist. Gemäss 
neuem Rechnungslegungsrecht ist die 
Buchführungspflicht nicht mehr von einem 
Handelsregistereintrag abhängig, sondern 
die Pflicht zur Buchführung und Rech-
nungslegung besteht für alle juristischen 
Personen sowie Einzelunternehmen und 
Personengesellschaften mit einem Umsatz 
von mehr als CHF 500'000. Für Unter-
nehmen, die einen Umsatz von weniger als 
CHF 500'000 aufweisen, besteht jedoch die 
Möglichkeit, eine einfache sog. „Milch-
büchlein-Rechnung“ zu erstellen, in wel-
chem lediglich über die Einnahmen und 
Ausgaben sowie über die Vermögenslage 
Buch geführt wird. Diese Möglichkeit der 
„Milchbüchlein-Rechnung“ wird auch 
Stiftungen und Vereinen gewährt, die nicht 
verpflichtet sind, sich im Handelsregister 
einzutragen, und Stiftungen, die von der 
Aufsichtsbehörde von der Revisionspflicht 
gemäss Art. 83b Abs. 2 ZGB befreit wur-
den (Art. 957 nOR). Zwingend anzuwen-
den sind die neuen Bestimmungen zur 
Rechnungslegung und Buchführung ab 
Geschäftsjahr 2015 und zwar von allen 
Gesellschaften und Organisationen des 
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keine Rotationspflicht des leitenden Revi-
sors. Die Revisionsstelle muss auch den 
Grundsatz der Unabhängigkeit erfüllen, 
jedoch ist es der Revisionsstelle im Gegen-
satz zur ordentlichen Revision erlaubt, bei 
der Buchführung mitzuwirken, sofern die 
damit verbundenen Risiken dem Kunden 
klar kommuniziert werden und die Prüfung 
sowohl personell als auch organisatorisch 
getrennt voneinander erfolgt (Art. 729 
OR). 
 
Hinsichtlich des Prüfungsablaufs unter-
scheidet sich die eingeschränkte Revision 
nicht grundsätzlich von jener der ordentli-
chen Revision. Die eingeschränkte Revision 
zeichnet sich jedoch durch einen geringeren 
Umfang der Prüfungshandlungen aus. Die 
Prüfung beschränkt sich auf Befragungen 
und analytische Prüfungshandlungen, wel-
che durch angemessene Detailprüfungen 
ergänzt werden (Art. 729a OR). Die Revi-
sion wird dabei nach dem „Standard zur 
Eingeschränkten Revision“ durchgeführt, 
welcher von der Treuhand-Kammer und 
vom Schweizer Treuhänder-Verband her-
ausgegeben wurde.58  
7.2.5 Opting up/Opting out 
Beim Opting-System sind bei Stiftungen 
einige Besonderheiten zu beachten: 
 
Opting up: Die Aufsichtsbehörde kann von 
einer Stiftung, welcher zu einer einge-
schränkten Revision verpflichtet ist, eine 
ordentliche Revision verlangen, wenn dies 
für die zuverlässige Beurteilung der Vermö-
gens- und Ertragslage der Stiftung notwen-
dig ist (Art. 83b Abs. 4 ZGB). Des Weite-
                                                     
58 Wichtig: Im Gegensatz zur ordentlichen 
Revision bezieht sich die eingeschränkte Revisi-
on nur auf die Prüfung des Einzelabschlusses 
und nicht auf die des Konzernabschlusses. 
ren steht es Stiftungen frei, anstelle der 
eingeschränkten Revision jederzeit freiwillig 
eine ordentliche Revision durchführen zu 
lassen.  
Opting out: Die aktienrechtliche Bestim-
mung Art. 727a OR erlaubt Unternehmen, 
mit Zustimmung sämtlicher Aktionäre auf 
die eingeschränkte Revision zu verzichten, 
wenn die Gesellschaft weniger als zehn 
Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat. 
Für Stiftungen kann diese Opting-out-
Regelung nicht angewendet werden, da eine 
Stiftung keine Aktionäre hat, die ihre Zu-
stimmung auf den Verzicht auf die einge-
schränkte Revision geben können. Gemäss 
Art. 83b Abs. 2 ZGB kann jedoch die Auf-
sichtsbehörde eine Stiftung aufgrund vom 
Bundesrat festgelegten Voraussetzungen 
von der Revisionspflicht befreien. Die ent-
sprechenden Voraussetzungen sind in der 
Verordnung über die Revisionsstelle von 
Stiftungen vom 24. August 2005 aufge-
führt.59 Nach Art. 1 der Verordnung kann 
die Aufsichtsbehörde auf Gesuch des obers-
ten Stiftungsorgans eine Stiftung von der 
Pflicht zu einer Revision befreien, wenn (a) 
die Bilanzsumme der Stiftung in zwei auf-
einanderfolgenden Jahren kleiner als CHF 
200'000 ist, (b) die Stiftung nicht öffent-
lich zu Spenden oder sonstigen Zuwendun-
gen aufruft und (c) die Revision nicht für 
eine zuverlässige Beurteilung der Vermö-
gens- und Ertragslage der Stiftung notwen-
dig ist. Die Befreiung von der Revisions-
pflicht ist ins Handelsregister einzutragen 
(Art. 94 Abs. 1 lit. c HRegV), wobei die 
Befreiung die Stiftung nicht von der Pflicht 
entbindet, der Stiftungsaufsicht Rechen-
schaft abzulegen. Die Aufsichtsbehörde 
                                                     











Prüfungshandlungen, mittels deren wesent-
liche falsche Darstellungen auf Aussageebe-
ne aufgedeckt werden sollen.  
 
Im Revisionsbericht hat die Revisionsstelle 
schliesslich über das Ergebnis ihrer Tätig-
keit zu berichten. Nach Obligationenrecht 
müssen dabei Organisationen, die zur or-
dentlichen Prüfung verpflichtet sind, neben 
einem umfassenden Bericht an den Verwal-
tungsrat zusätzlich einen zusammenfassen-
den Bericht an die Generalversammlung 
verfassen. Der umfassende Bericht enthält 
neben dem Prüfungsurteil bzw. Ergebnis 
der Abschlussprüfung die Feststellungen 
des Abschlussprüfers über die Rechnungsle-
gung, über das interne Kontrollsystem so-
wie über die Durchführung der Revision 
(Art. 728b Abs. 1 OR). Im zusammenfas-
senden Bericht an die Generalversammlung 
hingegen hat die Revisionsstelle grundsätz-
lich nur über das Ergebnis der Revision zu 
berichten (Art. 728b Abs. 2 OR). Der pri-
märe Adressat des Revisionsberichtes ist bei 
Vereinen die Mitgliederversammlung und 
bei Stiftungen der Stiftungsrat und die 
Aufsichtsbehörde bzw. die Stiftungsauf-
sicht,56 wobei Letztere sicherzustellen hat, 
dass das Stiftungsvermögen seinen Zwecken 
gemäss verwendet wird (Art. 84 Abs. 2 
ZGB). 
Eingeschränkte Revision (Review) 
Die eingeschränkte Revision ist die verbrei-
tetste Revisionsart bei Stiftungen und Ver-
einen in der Schweiz.57 Es handelt sich 
dabei um eine schweizerische Sonderrege-
lung für die Prüfung von mittleren und 
kleineren Unternehmen und Organisatio-
                                                     
56 Die Aufsicht über die Stiftungen wird durch 
das Gemeinwesen (Bund, Kantone und Ge-
meinde) ausgeübt (Art. 84 Abs. 1 ZGB). 
57 Vgl. Meyer/Kühnis/Zöbeli, 2011, S. 834. 
nen. Im Vergleich zur ordentlichen Revisi-
on stellt sie weniger hohe Anforderungen 
an den Umfang der Prüfung, an die Revisi-
onsstelle, an die Berichterstattung und an 
die Anzeigepflicht.  
 
Im Rahmen der eingeschränkten Revision 
prüft die Revisionsstelle, ob Sachverhalte 
vorliegen, aus denen zu schliessen ist, dass 
die Jahresrechnung nicht den gesetzlichen 
Vorschriften entspricht (Art. 729a OR). 
Die Prüfung der Existenz eines IKS ist hin-
gegen nicht Gegenstand der Prüfung.  
 
Der Revisionsbericht einer eingeschränkt 
geprüften Organisation enthält, im Gegen-
satz zum Revisionsbericht einer ordentlich 
geprüften Organisation, keine Annahme- 
oder Rückweisungsempfehlung bezüglich 
der Jahresrechnung. Die Prüfungsaussage 
wird immer negativ formuliert. Zudem ist 
bei der eingeschränkten Revision kein um-
fassender Bericht an den Stiftungsrat bzw. 
an die Mitgliederversammlung abzugeben, 
sondern es ist lediglich ein zusammenfas-
sender Bericht zu erstellen, welcher gemäss 
Art. 729b OR einen Hinweis auf die einge-
schränkte Natur der Revision (Ziff. 1), eine 
Stellungnahme zum Ergebnis der Prüfung 
(Ziff. 2), Angaben zur Unabhängigkeit und 
ggf. zum Mitwirken bei der Buchführung 
und zu anderen Dienstleistungen, die für 
die zu prüfende Gesellschaft erbracht wur-
den (Ziff. 3), und Angaben zur Person, 
welche die Revision geleitet hat, und zu 
deren fachlicher Befähigung (Ziff. 4) ent-
hält. 
 
Für die Prüfung ist ein zugelassener Revisor 
zu bezeichnen, der den Vorschriften des 
RAG entspricht (Art. 727c OR). Im Ge-
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keine Rotationspflicht des leitenden Revi-
sors. Die Revisionsstelle muss auch den 
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Analoge Anforderungen bestehen für kleine 
Vereine, die gesetzlich nicht zu einer Revi-
sion verpflichtet sind und freiwillig eine 
gesetzliche Revision durchführen wollen. 
Eine solche Revision ist nur durchführbar, 
wenn die Statuten des Vereins dies explizit 
vorsehen oder die Mitgliederversammlung 
den Einsatz einer Revisionsstelle beschliesst. 
7.2.7 Ergänzende Bestimmungen für Ze-
wo-Gütesiegelträger 
Revisionsstellen von gemeinnützigen Orga-
nisationen mit Zewo-Gütesiegel haben 
unabhängig von der Revisionsart zusätzlich 
zu der Prüfung der Einhaltung der Rech-
nungslegungsvorschriften die Einhaltung 
der Zewo-Richtlinien für gemeinnützige 
Organisationen zu prüfen und zu bestäti-
gen.  
 
Die folgenden Bestimmungen sind zu prü-
fen:61 
1. Übereinstimmung der Verwendung der 
Mittel mit der Zweckbestimmung der 
Sammlungsaufrufe 
2. Entschädigungen an das leitende Organ  
3. Vorhandensein einer kollektiven Zeich-
nungsberechtigung auf allen Organisati-
onsstufen 
4. Angemessene Entschädigung der im 
Dienste der Organisation stehenden 
Personen 
                                                     
61 Vgl. Reglement über das Zewo-Gütesiegel für 
gemeinnützige Organisationen (http://www.ze 
wo.ch/Dokumente/Publikationen/Reglemente_
Zert/Guetesiegelreglement_2013.pdf, abgeru-
fen: 3. Juni 2013) sowie Ausführungsbestim-
mungen zu Art. 12 des Reglements über das 
Zewo-Gütesiegel für gemeinnützige Organisati-
onen (http://www.zewo.ch/Dokumente/Publi 
kationen/Reglemente_Zert/Anf_Rev_D.pdf, 
abgerufen: 3. Juni 2013). 
5. Überwiegender Teil der in der Schweiz 
gesammelten Spenden fliessen in von 
der Schweiz aus geplante, kontrollierte 
und begutachtete Projekte  
6. Zweckgerichtete Verwendung der 
Spendengelder, die einem internationa-
len Netzwerk übermittelt werden 
7. Prüfung der Konsolidierungspflicht, 
falls zur prüfenden gesamtschweizeri-
schen Organisation rechtlich selbststän-
dige kantonale oder regionale Organisa-
tionen gehören 
 
In erster Linie liegt es in der Verantwortung 
des leitenden Organs der zu prüfenden 
gemeinnützigen Organisation, dass die 
obigen Bestimmungen eingehalten werden. 
Die Bestätigung der Bestimmungen durch 
die Revisionsstelle erfolgt immer mit einer 
positiven Formulierung der Prüfungsaussa-
ge. 
7.3 Anzeigepflicht und Massnahmen bei 
Überschuldung und Zahlungsunfähig-
keit 
Sowohl bei der ordentlichen als auch einge-
schränkten Revision hat die Revisionsstelle 
gewisse Anzeigepflichten zu erfüllen. Laut 
Art. 728c Abs. 1 OR hat die Revisionsstelle 
bei einer ordentlichen Revision Verstösse 
gegen das Gesetz, die Statuten oder das 
Organisationsreglement schriftlich dem 
Verwaltungsrat zu melden. Die sinngemäs-
se Anwendung dieser Bestimmung bei Stif-
tungen und Vereinen hat zur Folge, dass 
die Verstösse dem Stiftungsrat bzw. dem 
Vereinsvorstand zu melden sind. Anzeige-
pflichtig sind dabei sämtliche Verstösse, die 
die Revisionsstelle im Rahmen ihrer Revisi-
onstätigkeit festgestellt hat. Diese umfassen 
u.a. Verletzungen der Stiftungsurkunde 










kann die Befreiung von der Revisionspflicht 
jederzeit widerrufen, wenn die aufgeführten 
Voraussetzungen (a) bis (c) nicht mehr 
erfüllt sind (Art. 1 Abs. 2).60 Sowohl die 
Befreiung als auch die Widerrufung der 
Befreiung bedarf gemäss Art. 1 Abs. 4 der 
Verordnung einer entsprechenden Anpas-
sung der Stiftungsurkunde. Eine Änderung 
der Stiftungsurkunde ist jedoch nur in 
Ausnahmefällen möglich. In der Stiftungs-
urkunde werden neben dem Zweck der 
Stiftung, die Organisation der Stiftung und 
die Art der Verwaltung festgeschrieben 
(Art. 83 ZGB), wobei zu den obligatori-
schen Organen der Stiftungsrat und bei 
Stiftungen, die revisionspflichtig sind, die 
Revisionsstelle gehören. Aus diesem Grund 
könnte ein Verzicht auf die Revisionsstelle 
einer Organisationsänderung oder unter 
Umständen zu einem Widerspruch zum 
Stifterwillen bzw. Zweckänderung der Stif-
tung gleichkommen. Nach Art. 85 und 86 
ZGB ist eine Organisationsänderung nur 
dann möglich, wenn sie zur Erhaltung des 
Vermögens oder zur Wahrung des Zweckes 
dringend erforderlich ist, und eine Zweck-
änderung nur dann, wenn der ursprüngli-
che Zweck der Stiftung eine ganz andere 
Bedeutung oder Wirkung erhalten hat, 
sodass die Stiftung dem Willen des Stifters 
offenbar entfremdet worden ist. Zudem 
bedürfen beide Änderungen einer Bewilli-
gung durch die kantonalen bzw. eidgenössi-
schen Behörden. Aus diesem Grund dürfte 
ein Opting out grundsätzlich nur dann 
möglich sein, wenn die Stiftungsurkunde 
einen entsprechenden Befreiungs- und 
Zweckänderungsvorbehalt enthält. 
                                                     
60 Vgl. Verordnung über die Revisionsstelle von 
Stiftungen 211.121.3. 
7.2.6 Freiwillige Revision  
Vereine und Stiftungen, die zu keiner Revi-
sion verpflichtet sind, können jederzeit 
freiwillig eine Revision durchführen. Denk-
bar ist eine auftragsrechtliche Prüfung mit 
Abgabe einer positiven Zusicherung in 
Übereinstimmung mit den schweizerischen 
Prüfungsstandards (Berichterstattung nach 
PS 700) oder eine auftragsrechtliche Revisi-
on nach PS 910 (sog. Review). Beim Erste-
ren kann auf die Prüfung des IKS und auf 
den umfassenden Bericht an den Stiftungs-
rat bzw. Vereinsvorstand verzichtet werden. 
Die Prüfung kann dabei auch durch einen 
Revisor durchgeführt werden, der nicht den 
Anforderungen an Ausbildung und Fach-
praxis des RAG entspricht (sog. Laienrevi-
sion). Zudem hat der Revisionsbericht kei-
ne spezifischen Anforderungen wie bei 
einer gesetzlichen Revision zu erfüllen. 
Insbesondere muss der Revisionsbericht 
keine Abnahmeempfehlung enthalten. Da 
eine solche Revision nicht als eine Revision 
im Sinne des Gesetzes gilt, ist auch kein 
Eintrag ins Handelsregister erforderlich. 
 
Bei nicht revisionspflichtigen Stiftungen 
und Vereinen hingegen, die ihre Revisions-
stelle freiwillig ins Handelsregister eintragen 
wollen, um beispielsweise ihre Kreditwür-
digkeit zu erhöhen, ist eine Laienrevision 
nicht möglich. In diesem Fall muss die 
Stiftung zwingend eine eingeschränkte oder 
ordentliche Revision gemäss dem Gesetz 
durchführen (sog. Opting in). Der Revisor 
muss über eine entsprechende Zulassung 
verfügen. Wie bei einem Opting out ist 
jedoch auch hier zu beachten, dass eine 
solche Revision nur dann möglich ist, wenn 
die Stiftungsurkunde, das Reglement oder 
die Statuten der geprüften Stiftung explizit 
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Medaille sind: als vertrauensbildendes Ele-
ment für Aussenstehende (in Gestalt von 
Spendern, von Fremdkapitalgebern, auch 
von staatlichen Finanzierungs- und Auf-
sichtsstellen) und gleichzeitig als Vorausset-
zung für die interne Rechenschaftsablage, 
die sich nicht nur an der Vergangenheit 
orientiert, sondern eben auch Grundlage 
für die Steuerung und Planung des Leis-
tungsangebots jeder Organisation bildet. 
 
Die Prüfung der finanziellen Berichterstat-
tung erfolgt durch eine Revisionsstelle, 
deren Mitarbeiter über die erforderliche 
Zulassung verfügen. Diese Branche ist ge-
kennzeichnet durch die Existenz von gros-
sen, international tätigen Prüfungsgesell-
schaften (BDO, Deloitte, Ernst & Young, 
Grant Thornton, KPMG und Pricewater-
houseCoopers) und zahlreichen national 
resp. regional tätigen Gesellschaften. Dar-
über hinaus existieren Treuhandunterneh-
men, welche auch Prüfungsdienstleistungen 
anbieten. Bei der Auswahl einer Revisions-
stelle ist entscheidend, dass diese das Ge-
schäft der Organisation kennt. Ist die Or-
ganisation international tätig, macht es 
Sinn, dass auch die Revisionsstelle einem 
internationalen Verbund angehört. Hat die 
Organisation beispielsweise Kredite für 
Immobilien in grossem Umfang aufge-
nommen, kann es sein, dass es für den Ver-
kehr mit externen Geldgebern von Vorteil 
ist, wenn es sich um eine grosse Revisions-
stelle handelt. Ist die Geschäftstätigkeit 
überschaubar und die Organisation weitge-
hend lokal tätig, stellt dies an die Revisions-
stelle weniger spezialisierte Anforderungen. 
Es ist üblich, vor der Wahl der Revisions-
stelle Offerten von möglichen Anbietern 
einzuholen. Entscheidend sollte aber nicht 
einzig die Höhe des Honorars sein, sondern 
ob die Revisionsstelle über die erforderli-
chen Kenntnisse verfügt – nicht nur, aber 
natürlich auch der Rechnungslegungsvor-
schriften. Mit dem Einholen von Offerten 
kann sich die Organisation einen Überblick 
über die Honoraransätze und die geplanten 
Stunden verschaffen. Bei der Bestimmung 
des Honorars geht die Revisionsstelle von 
einer sog. revisionsbereiten Buchhaltung 
resp. Jahresrechnung aus. In einem solchen 
Falle wird sie das offerierte Honorar in 
Rechnung stellen. Kommt es aber bei der 
Prüfung der Jahresrechnung zu Verzöge-
rungen, weil die Buchhaltung nicht abge-
schlossen ist oder Nachweise fehlen, wird 
sich die Revisionsstelle vorbehalten, diese 
zusätzlichen Aufwendungen ebenfalls in 
Rechnung zu stellen. Die Revisionsstelle 
wird in der Regel jedes Jahr gewählt, die 
Amtsdauer beträgt aber in der Praxis meh-
rere Jahre, wobei das Gesetz keine Be-
schränkung der Amtsdauer für die Revisi-
onsstelle enthält. 
 
Die Prüfungs- und Treuhandgesellschaften 
erbringen neben der Prüfungsdienstleistung 
auch weitere Dienstleistungen in den Berei-
chen Recht (Beratung bei der Gründung, 
Vertragsrecht), Steuern (Gemeinnützigkeit, 
MwSt.), Immobilien (Anlagestrategie, Be-
wertung Immobilienportefeuilles), Organi-
sation (Steuerungs- und Controlling-
Instrumente, Prozessoptimierung) oder IT 
(Projektmanagement, Software, IT-
Sicherheit). Die Zulässigkeit der Erbrin-
gung dieser Dienstleistungen hängt von den 
allgemeinen Bestimmungen zur Unabhän-
gigkeit, aber auch von der Art der Revision 
ab.62 Die Revisionsstelle darf grundsätzlich 
                                                     
62 Die Treuhand-Kammer hat eigens Richtli-
nien zur Unabhängigkeit veröffentlicht, welche 










tische Suche nach Verstössen ist nicht Auf-
gabe der Revisionsstelle.  
Bei einer eingeschränkten Revision gehen 
die Anzeigepflichten hingegen weniger 
weit. Die Revisionsstelle muss lediglich bei 
einer offensichtlichen Überschuldung der 
Gesellschaft und gleichzeitiger Unterlas-
sung einer Anzeige durch den Verwaltungs-
rat das Gericht benachrichtigen (Art. 729c 
OR).  
 
Zur Feststellung einer Überschuldung wird 
die Gesamtheit der Aktiven mit der Summe 
des Fremdkapitals verglichen (PS 290 lit. 
P). Eine Überschuldung liegt vor, wenn die 
Stiftung oder der Verein ihr Vermögen 
vollständig aufgezehrt hat, d.h., wenn die 
Summe der Verbindlichkeiten von der 
Gesamtheit der Aktiven nicht mehr gedeckt 
ist (Art. 725f. OR). Das Vorgehen und die 
Massnahmen bei einer Überschuldung oder 
Zahlungsunfähigkeit sind bei Stiftungen im 
Stiftungsrecht geregelt (Art. 84a ZGB). 
Gemäss diesem muss das oberste Stiftungs-
organ bei begründeter Besorgnis einer 
Überschuldung, eine Zwischenbilanz auf 
Basis von Veräusserungswerten aufstellen 
und diese der Revisionsstelle zur Prüfung 
vorlegen. Die Erstellung der Zwischenbi-
lanz hat dabei nach den Grundsätzen ord-
nungsgemässer Rechnungslegung zu erfol-
gen. Stellt die Revisionsstelle bei der Prü-
fung der Zwischenbilanz fest, dass eine 
Überschuldung oder eine Zahlungsunfä-
higkeit vorliegt, leitet sie die Zwischenbi-
lanz der Aufsichtsbehörde weiter. Falls die 
Stiftung keine Revisionsstelle hat, lässt sie 
die Zwischenbilanz direkt der Aufsichtsbe-
hörde zukommen (Art. 84a Abs. 1 ZGB). 
Diese fordert dann ihrerseits das oberste 
Stiftungsorgan zur Einleitung der erforder-
lichen Massnahmen auf. Bleibt das oberste 
Stiftungsorgan untätig, trifft die Aufsichts-
behörde die notwendigen Massnahmen. 
Beispiele für solche Massnahmen werden 
im Gesetz nicht genannt. Falls nötig, kann 
die Aufsichtsbehörde vollstreckungsrechtli-
che Massnahmen beantragen, wobei die 
aktienrechtlichen Bestimmungen über die 
Eröffnung oder den Aufschub des Konkur-
ses sinngemäss angewendet werden können 
(Art. 84a Abs. 3 und 4 ZGB).  
 
Bei Vereinen hingegen gibt es keine spezifi-
schen Regelungen zum Vorgehen und zu 
den Massnahmen bei einer möglichen 
Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit. 
Dementsprechend sind die Vorschriften im 
Aktienrecht sinngemäss anzuwenden.  
7.4 Mandatsgestaltung 
Unabhängig von der Art der Revision ist es 
wichtig, dass eine Organisation sich der 
Bedeutung der (finanziellen) Rechen-
schaftsablage bewusst ist. Es handelt sich 
bei der Rechnungslegung nicht um ein 
notwendiges Übel, sondern um ein Mittel, 
um Vertrauen zu schaffen und daher wohl 
auch um das langfristige Fortbestehen einer 
Organisation zu sichern. Transparenz ge-
genüber den Empfängern der Jahresrech-
nung (Organe der Organisation selbst, 
Mitarbeitende, Kunden, Lieferanten, staat-
liche Stellen) ist natürlich keine notwendige 
Voraussetzung für das langfristige Fortbe-
stehen, wird aber von der Öffentlichkeit 
zunehmend erwartet. 
 
Für eine transparente externe Finanzbe-
richterstattung gibt es daher eine Vielzahl 
von Gründen. Denn nach modernen 
Grundsätzen geführten Organisationen ist 
bewusst, dass Transparenz gegen aussen 
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keine Arbeiten ausführen, bei denen sie die 
Gefahr läuft, „eigene Arbeiten überprüfen 
zu müssen“ (Art. 728 Abs. 2 Ziff. 4 OR). 
Daher ist es nicht zulässig, wenn Mitarbei-
tende der Revisionsgesellschaft beispielswei-
se die Immobilien bewerten und diese Wer-
te in die Jahresrechnung übernommen 
werden. Ebenso unzulässig ist die Einfüh-
rung der Software für die Finanzbuchhal-
tung. Eine insbesondere für kleinere Stif-
tungen, die einer eingeschränkten Revision 
unterliegen, relevante Ausnahme findet sich 
im Gesetz selbst. Art. 729 Abs. 2 OR lässt 
„das Mitwirken bei der Buchführung und 
das Erbringen anderer Dienstleistungen“ 
zu; besteht allerdings das Risiko der Über-
prüfung eigener Arbeiten, müssen geeignete 
organisatorische und personelle Massnah-
men getroffen werden, um diesem Risiko 
zu begegnen. Aus dem Gesetzestext geht 
hervor, dass es sich um eine Mitarbeit han-
delt. Dies schliesst eine komplette Überga-
be der Buchhaltung an die Revisionsstelle 
aus. Die Stiftung muss beispielsweise Be-
wertungsentscheide (Delkredere, Abschrei-
bungen) selbst treffen und entsprechende 
Anweisungen zuhanden der verbuchenden 
Stelle geben. 
7.5 Fazit 
Die Revisionsstelle spielt in der Governance 
von Stiftungen und Vereinen eine wichtige 
Rolle. Das Gesetz sieht für Stiftungen 
grundsätzlich eine ordentliche oder einge-
schränkte Revision vor. Zur Unterschei-
dung der beiden Revisionsarten werden die 
Grössenkriterien CHF 20 Mio. Umsatzer-
lös, CHF 40 Mio. Bilanzsumme und 250 
Vollzeitstellen herangezogen. Es ist daher 
                                                                     
Berufsregeln enthält und für alle Kammermit-
glieder, die Prüfungsdienstleistungen erbringen, 
verbindlich sind. 
offensichtlich, dass die überwiegende An-
zahl von Stiftungen einer eingeschränkten 
Revision unterliegt. Kleine Stiftungen, 
deren Bilanzsumme CHF 200'000 nicht 
übertrifft und die nicht öffentlich zu Spen-
den aufrufen, können von der Aufsichtsbe-
hörde von der Pflicht zur Revision befreit 
werden. Im Gegensatz dazu unterliegen die 
meisten Vereine grundsätzlich keiner Revi-
sionspflicht, da für sie die Schwellenwerte 
(10/20/50) gelten und weil sie im Gegen-
satz zu Stiftungen bei Nichterreichen dieser 
Schwellenwerte nicht eingeschränkt geprüft 
werden. Aus Gründen der Transparenz und 
Glaubwürdigkeit der Buchführung kann es 
jedoch auch für Vereine sinnvoll sein, frei-
willig eine Revision durchzuführen.63 Von 
der Pflicht zu einer Revision klar zu unter-
scheiden ist die Buchführungspflicht. Diese 
besteht nach den Vorschriften des neuen 
Rechnungslegungsrechts u.a. für alle juristi-
schen Personen und damit auch für Stif-
tungen und Vereine mit einem Umsatz von 
mehr als CHF 500'000. Stiftungen und 
Vereine mit weniger als CHF 500'000 
Umsatz, nicht im Handelsregister eintra-
gungspflichtige Stiftungen und Vereine 
oder von der Revisionspflicht befreite Stif-
tungen können eine einfache „Milchbüch-
lein-Rechnung“ erstellen. 
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tungen und Vereine mit einem Umsatz von 
mehr als CHF 500'000. Stiftungen und 
Vereine mit weniger als CHF 500'000 
Umsatz, nicht im Handelsregister eintra-
gungspflichtige Stiftungen und Vereine 
oder von der Revisionspflicht befreite Stif-
tungen können eine einfache „Milchbüch-
lein-Rechnung“ erstellen. 
                                                     
63 Vgl. Eberle, 2011. 
